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Die Stadt Leipzig erlässt in ihrer Eigenschaft als zuständige Behörde 
nach § 20 SächsPBG folgende

Allgemeinverfügung

Für die Stadt Leipzig werden folgende Maßnahmen angeordnet:

1.	 Am Sonntag, den 10. September 2023, wird ab 08:00 Uhr um das 
Gelände der Stadtwerke Leipzig in der Arno-Nitzsche-Straße 35 in 
04277 Leipzig aufgrund der Abbruchsprengung des dortigen Stahl-
betonschornsteins eine Sperrzone eingerichtet.

	 Der exakte Verlauf dieser Sperrzone ist im Lageplan (Anlage 1) dar-
gestellt, welcher Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist.

	 Erweiterungen der Sperrzone können bei gefahrenabwehrbedingtem 
Bedarf nach Festlegung der Einsatzleitung durch die Einsatzkräfte 
vor Ort erfolgen.

2. 	Aus diesem Grund muss die Sperrzone am Sonntag, den 10. September 
2023, bis 08:00 Uhr von allen Personen verlassen werden. Das Be-
treten und jeglicher Aufenthalt der/in der Sperrzone innerhalb und 
außerhalb der Gebäude ist ab diesem Zeitpunkt bis zum Abschluss 
der Sprengarbeiten, die durch Erklärung des Sprengverantwortlichen 
erfolgt, verboten. Betroffen von dieser Regelung sind die folgenden 
Grundstücke und aufstehenden Gebäude in der Sperrzone (umran-
deter Bereich; Anlage 1):
- 	 Arno-Nitzsche-Straße 29, 31A, 30, 32, 35, 35A und 37
- 	 Köhraer Straße 5, 6, 7, 9 und 14
- 	 Meusdorfer Straße 80
- 	 Threnaer Straße 1, 1A, 2, 3, 5, 7, 9, 11, 12 und 13
- 	 Teile des KGV “Reichsbahn Connewitz” e.V.
- 	 Teile des KGV “Waldidyll” e.V.

	 Das Verbot schließt den Aufenthalt auf sämtlichen Außenflächen 
sowie öffentlichen Verkehrsflächen, wie Straßen, Wegen und Plätzen 
ein. Die Fenster müssen wegen der zu erwartenden Staubentwicklung 
geschlossen bleiben. Soweit vorhanden, müssen Klimaanlagen abge-
stellt und Rollläden heruntergelassen werden. Das freie Umherlaufen 
von Haustieren zur Sprengzeit in der Sperrzone soll unterbleiben.

3.	 Ausgenommen von dem Platzverweis sind die an der Sprengung 
beteiligten Einsatz- bzw. Arbeitskräfte der zuständigen Spreng- und 
Baufirmen sowie die Einsatzkräfte der Stadt Leipzig, des Polizeivoll-
zugsdienstes und der Rettungsdienste. Weitere Ausnahmen können 
im Einzelfall durch den Polizeivollzugsdienst bzw. die Polizeibehörde 
erteilt werden.

4.	 Der Abschluss der Sprengung und die Aufhebung der Sperrmaß-
nahmen werden nach Freigabe durch die Einsatzleitung mittels der 
Einsatzkräfte an den Absperrungen bekannt gegeben.

5.	 Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 bis 4 wird gemäß § 80 Ab-
satz  2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diese Allgemeinver-
fügung haben keine aufschiebende Wirkung.

6.	 Für den Fall der Nichtbeachtung des in Ziffer 1 und 2 angeordneten 
Platzverweises wird die Anwendung des unmittelbaren Zwangs 
angedroht.

7.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft und gilt bis auf Widerruf.

	 Wird sie nicht widerrufen, tritt sie mit Ablauf des 10. September 
2023 außer Kraft. ■

Anhang:
Lageplan (Anlage 1) – Plan mit Sperrzone als Luftbild und als Stadtplan

Leipzig, den 1. August 2023

Matthias Laube
Amtsleiter Ordnungsamt

Hinweise:

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungs-
verfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) 
i. V. m. § 41 Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich 
bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund 
der Sachlage untunlich ist. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß 
§§ 1 SächsVwVfZG, 41 Absatz 4 VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 der Satzung 
der Stadt Leipzig über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
und der ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntmachungssatzung) vom 
24.03.2021 durch die öffentliche Bekanntmachung dieser Allgemein-
verfügung in der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der Stadt 
Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.
leipzig.de/amtsblatt. Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des 
elektronischen Amtsblattes der Stadt Leipzig, während der allge-
meinen Öffnungszeiten erhalten oder in öffentlichen Einrichtungen 
der Stadt Leipzig auf die Publikation zugreifen. Ferner besteht die 
Möglichkeit der Zusendung von Ausdrucken gegen Kostenersatz 
des Versandes.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG 
i. V. m. § 2 Absatz 2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.

Vollzug des Gesetzes über die Aufgaben, Organisation,  
Befugnisse und Datenverarbeitung der Polizeibehörden im Freistaat 

Sachsen (Sächsisches Polizeibehördengesetz – SächsPBG)
hier:

Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig  
anlässlich der Abbruchsprengung eines Schornsteines im Bereich der 

Arno-Nitzsche-Straße 35 in 04277 Leipzig am 10. September 2023

https://www.leipzig.de/amtsblatt
https://www.leipzig.de/amtsblatt
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Gründe: 
I. 
Auf dem Gelände der Stadtwerke Leipzig in der Arno-Nitzsche-Straße 
35 in 04277 Leipzig finden Baumaßnahmen statt. In dem Gelände 
befindet sich ein 170 Meter hoher Stahlbetonschornstein, welcher im 
Rahmen dieser Maßnahme niedergelegt werden muss.

Der Schornstein im o. g. Objekt in der Arno-Nitzsche-Straße 35 in 
04277 Leipzig wird am 10. September 2023 voraussichtlich zwischen 
10:00 Uhr und 10:30 Uhr durch Sprengung niedergelegt.

Nach den Vorgaben der sprengverantwortlichen Personen muss die 
in Anlage 1 dargestellte Sperrzone vollständig frei von Personen 
sein, weshalb diese für die unter den Ziffern 1 bis 2 genannte Dauer 
einzurichten ist.

II.
1. 	Die Stadt Leipzig ist gemäß § 6 Absatz 1 in Verbindung mit § 1 

Absatz 1 Nummer 4 SächsPBG für den Erlass dieser Allgemein-
verfügung sachlich zuständig. Sie ist weiterhin gemäß § 5 Absatz 
2 SächsPBG auch örtlich zuständig.

2. 	Rechtsgrundlage für die Anordnung in den Ziffern 1 bis 4 dieser 
Allgemeinverfügung ist § 20 SächsPBG, wonach die Stadt Leipzig 
zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit eine Person 
vorübergehend von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend 
das Betreten eines Ortes verbieten kann. Weiterhin kann Sie nach 
§ 12 Absatz 1 SächsPBG die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzu-
wehren, soweit die Befugnisse nicht besonders geregelt sind. Diese 
Maßnahmen können gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 1 SächsPBG 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr auch gegen nicht ver-
antwortliche Personen gerichtet werden. In Umsetzung dieser 
Maßnahmen können nach § 10 Nummer 2 und 4 SächsPBG die 
Grundrechte der Freiheit der Person und der Unverletzlichkeit 
der Wohnung eingeschränkt werden.

Rechtsgrundlage für die Anordnungen in der Ziffer 5 dieser All-
gemeinverfügung ist § 80 Absatz 2 Nummer 4 VwGO. Dementspre-
chend entfällt die aufschiebende Wirkung in den Fällen, in denen 
die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse von der Behörde, 
die den Verwaltungsakt erlassen hat, besonders angeordnet wird.

Die Androhung des unmittelbaren Zwanges nach Ziffer 6 dieser 
Allgemeinverfügung erfolgt auf Grundlage des § 25 in Verbindung 
mit § 20 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für den Freistaat 
Sachsen (SächsVwVG). Danach sind Zwangsmittel vor ihrer Anwen-
dung von der Vollstreckungsbehörde schriftlich anzudrohen. Die 
Androhung kann mit dem Verwaltungsakt, der vollstreckt werden 
soll, verbunden werden.

Die Anordnungen können als Allgemeinverfügung im Sinne des § 35 
Satz 2 VwVfG erlassen werden, da sie sich an die Personen richtet, die 
sich am 10. September 2023 im Zeitraum der Schornsteinsprengung 
in der festgelegten Sperrzone aufhalten bzw. diese betreten wollen. 
Somit ist der betroffene Personenkreis nach allgemeinen Merkmalen 
bestimmbar. Auf Grund des Erlasses der Anordnung in Form einer 
Allgemeinverfügung wurde nach § 28 Absatz 2 Nummer 4 VwVfG 
auch von der Anhörung abgesehen.

Zu Ziffer 1 bis 4:
Durch die Sprengung des Schornsteines besteht eine Gefahr für 
die polizeirechtlichen Schutzgüter Leib und Leben, insbesondere 
durch Streuflug aus dem Sprengvorgang, durch eine Fallrichtungs-
abweichung beim Niedergang des Schornsteines oder die Staubent-
wicklung beim Aufprall des gesprengten Schornsteines innerhalb 
der Evakuierungszone. Nach den Vorgaben der verantwortlichen 
Sprengfirma muss die in Anlage 1 dargestellte Sperrzone vollstän-
dig frei von Personen sein. Dieser Bereich soll das Gebiet abdecken, 
das gefährdet wäre, wenn zum Beispiel der Schornstein als ganzer 
Körper oder Teile dessen unkontrolliert kippen würde und dadurch 
andere Gebäudeteile beschädigt würden. Außerdem kann eine 
Gefährdung durch Streuflug, trotz Abdeckung der Sprengstellen, 
nicht ausgeschlossen werden. Weiterhin können die Gefahren durch 
Staubentwicklung beim Aufprall sowie Streuflug des niedergelegten 
Schornsteines nicht ausgeschlossen werden. Zur Verminderung der 

Staubentwicklung wird versucht, mit staubbindenden Maßnahmen 
(Einsatz von Hydroschildern oder ähnlichem) entgegenzuwirken. 
Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine Staubwolke 
über die Evakuierungszone hinauszieht.

Entsprechend § 3 SächsPBG in Verbindung mit § 4 Nummer 3 b des 
Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes liegt eine gegenwärtige 
Gefahr vor, wenn das schädigende Ereignis bereits begonnen hat oder 
unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit gren-
zenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht. Die beschriebenen Gefahren 
im Zusammenhang mit der Sprengung des Schornsteines treten, zu-
mindest in Bezug auf den Streuflug durch den Sprengvorgang und die 
Staubentwicklung, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
ein, weshalb dadurch eine gegenwärtige Gefahr gegeben ist. Auf 
Grund dessen ist die Anordnung von Maßnahmen auch gegenüber 
Personen möglich, die nicht verantwortlich für die Sprengung des 
Schornsteines sind. Somit ist die Anordnung des Platzverweises in 
Form der Allgemeinverfügung gegenüber allen Personen die sich am 
10. September 2023 zwischen 08:00 Uhr und Abschluss der Spreng-
arbeiten in der nach Anlage 1 ausgewiesenen Sperrzone aufhalten 
bzw. diese betreten wollen zulässig. Nach erfolgter Sprengung und 
dem Legen der Staubwolke entfällt die gegenwärtige Gefahr und der 
Platzverweis wird aufgehoben. Dies erfolgt durch die Einsatzleitung 
und nachgeordnete Einsatzkräfte, welche die Sperrung aufheben, eine 
genaue Zeit kann im Vorfeld jedoch nicht genannt werden.

Auf Grund der beschriebenen vorliegenden Gefahr ist auch der Platz-
verweis nach § 20 SächsPBG möglich. Die Anordnung der Maßnahmen 
zum Schutz der Innenräume von Gebäuden durch das Verschließen 
der Fenster, Ausschalten der vorhandenen Klimaanlagen und He-
runterlassen der vorhandenen Rollläden erfolgt entsprechend § 12 
Absatz 1 SächsPBG.

Der Umfang der Sperrzone wurde in Abstimmung mit den Verantwort-
lichen der Sprengfirma, der zuständigen Stelle der Landesdirektion 
Sachsen, der Polizeidirektion Leipzig sowie den beteiligten Ämtern der 
Stadt Leipzig auf Grundlage der beschriebenen Gefahren festgelegt. Wei-
terhin soll die Sperrzone das Gebiet abdecken, welches gefährdet wäre, 
wenn durch bisher unbekannte Baufehler eine massive Abweichung der 
Fallrichtung des Schornsteines in Richtung der Anlieger die Folge wäre.

Entsprechend § 13 SächsPBG müssen die getroffenen Maßnahmen 
geeignet, erforderlich und angemessen sein. Der angeordnete Platz-
verweis und die Maßnahmen zum Schutz der Innenräume von 
Gebäuden sind geeignet, da durch sie die Beseitigung der Gefahren 
für Leib und Leben sowie Eigentum erreicht werden. Wenn sich in 
der Sperrzone keine Personen aufhalten besteht für Verletzungen 
auf Grund der Sprengung des Schornsteines nur noch eine geringe 
Wahrscheinlichkeit. Auch für Schäden am Eigentum sinkt, bei einem 
planmäßigen Ablauf der Sprengung, die Wahrscheinlichkeit deutlich, 
wenn die Maßnahmen zum Schutz der Innenräume von Gebäuden 
umgesetzt werden. Im Vergleich zu den getroffenen Maßnahmen be-
stehen keine Maßnahmen, welche die betroffenen Personen und die 
Allgemeinheit weniger beeinträchtigen. Auch stehen der Schutz von 
Leben und Gesundheit sowie des Eigentums durch die Einhaltung 
der angeordneten Maßnahmen nicht außer Verhältnis zu der Ein-
schränkung der Freizügigkeit der betroffenen Personen.

Die betroffenen Anliegerinnen und Anlieger sowie Anwohnerinnen 
und Anwohner des in den Ziffern 1 bis 4 genannten Bereiches werden 
hierüber frühzeitig und in geeigneter Weise informiert. Aktuelle 
Informationen werden zudem auf der Homepage der Stadt Leipzig 
unter www.leipzig.de sowie in der Presse veröffentlicht. 

Zu Ziffer 5:
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Ziffern 1 bis 4 dieser 
Allgemeinverfügung erfolgt im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. 
Nach § 80 Absatz 2 Nr. 4 VwGO kann die Behörde die sofortige Voll-
ziehung anordnen, wenn dies im öffentlichen Interesse ist. Zu den 
Schutzobjekten der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gehören 
insbesondere die Rechtsgüter Leben, Gesundheit und Eigentum. 
Von einer Gefahr für diese Rechtsgüter ist immer dann auszugehen, 
wenn bei einer Sachlage die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, 
dass in absehbarer Zeit ein Schaden für eines der genannten polizei-
lichen Schutzgüter eintreten wird, wenn keine Abwehrmaßnahmen 
getroffen werden.
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In diesem Fall bedeutet dies eine Gefahr für Leben, Gesundheit und 
das Eigentum Dritter, da aufgrund der beschriebenen Gefahren im 
Zusammenhang mit der Schornsteinsprengung bei einem Aufenthalt 
in der Sperrzone nicht ausgeschlossen werden können. Es kann nicht 
hingenommen werden, dass ggf. bis zur Klärung dieses Sachverhaltes 
im Rahmen eines Widerspruchs-/Klageverfahrens abgewartet wird. Bei 
Ausschöpfung aller Instanzen auf dem Rechtsweg kann dies mitunter 
Jahre in Anspruch nehmen. Die derart akute gegenwärtige Gefahr am 10. 
September 2023 ist unverzüglich zum Schutze von Leben, Gesundheit 
und Eigentum Dritter zu beseitigen. Ein unverzügliches Handeln ist 
im Hinblick auf die geschilderte Gefahrensituation dringend geboten. 
Somit überwiegt das öffentliche Interesse das grundrechtlich geschützte 
Gut auf Unversehrtheit von Leib und Leben dem Individualrecht an 
einem möglichen Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung.

Weiterhin ist zu beachten, dass das Interesse an dem Betreten bzw. 
dem Aufenthalt innerhalb der Sperrzone lediglich temporär betroffen 
ist. Im Fall eines Verzuges der Schornsteinsprengung in Folge eines 
Rechtsbehelfes mit aufschiebender Wirkung, entsteht weiterhin ein 
erheblicher wirtschaftlicher Schaden, auf Grund der damit einher-
gehenden Verzögerung der Gesamtbaumaßnahme.

Zu Ziffer 6:
Gemäß § 19 SächsVwVG können Verwaltungsakte, die zu einer 
sonstigen Handlung, Duldung oder Unterlassung verpflichten, mit 
Zwangsmitteln vollstreckt werden, diese sind gemäß § 20 SächsVwVG 
schriftlich anzudrohen. Die Anwendung von unmittelbarem Zwang 
erfolgt gemäß § 25 SächsVwVG.

Die Androhung von unmittelbarem Zwang bei Nichterfüllung der An-
ordnungen nach Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung ist notwen-
dig, um auf die korrekte Erfüllung des angeordneten Platzverweises 
zu dringen und deutlich zu machen, dass Verstöße gegen diesen nicht 
geduldet werden. Auf Grund der massiven Gefährdungssituationen 
ist im Falle einer Zuwiderhandlung gegen den Platzverweis sofort zu 
handeln, so dass andere Zwangsmittel nicht in Betracht kommen. Der 
angedrohte unmittelbare Zwang ist angemessen und geeignet, den 
betroffenen Personenkreis zur Einhaltung der Anordnungen nach 
Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung zu veranlassen.

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucher-
anschrift: Ordnungsamt, Sicherheitsbehörde, Prager Straße 118-136, 
04137 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann 
auch in elektronischer Form gemäß § 3a Absatz 2 VwVfG eingelegt 
werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter ordnungsamt@leipzig.de durch E-
Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Absatz 
2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Absatz 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

mailto:ordnungsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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